
Bei 123 Verfahren2 ging die Initiative in etwa 17 Pro­
zent der Fälle unmittelbar von den Kollektiven der 
Werktätigen oder ihren gesellschaftlichen Organisa­
tionen und in etwa 83 Prozent von den Rechtspflege­
organen (davon in etwa 57 Prozent der Fälle von den 
Untersuchungsorganen) aus3.
In den Wohngebieten sind die Unklarheiten über die 
Notwendigkeit und die verschiedenen Möglichkeiten 
der unmittelbaren Mitwirkung der Werktätigen noch 
am größten. Deswegen bestehen in diesem Bereich 
noch erhebliche Schwierigkeiten bei der Einbeziehung 
der gesellschaftlichen Kräfte. Die Erfolge des Kreis­
gerichts Königs Wusterhausen, bei dem in der Mehr­
zahl der Verfahren auch gesellschaftliche Kräfte aus 
den Wohngebieten mitwirkten, beweisen jedoch, daß 
durch gute Zusammenarbeit der Rechtspflegeorgane mit 
den örtlichen Organen, der Nationalen Front und den 
gesellschaftlichen Organisationen auch in dieser Hin­
sicht schnelle Fortschritte erzielt werden können4.
Die wachsende Bereitschaft der gesellschaftlichen 
Kräfte und die verstärkten Bemühungen der Unter­
suchungsorgane, Staatsanwälte und Gerichte spiegeln 
sich in der Zunahme der Mitwirkungsfälle wider, wo­
bei es in den einzelnen Bezirken und hinsichtlich der 
verschiedenen Formen Unterschiede gibt. Das zeigt schon 
ein Vergleich der Statistik des I. und des II. Quartals 
1964. Im Verhältnis zur Zahl der abgeurteilten Personen 
stieg der Anteil der an den Verfahren beteiligten Ver­
treter der Kollektive im Bezirk Potsdam von 57,2 Pro­
zent auf 70,7 Prozent, im Bezirk Karl-Marx-Stadt von 
57,4 Prozent auf 66,3 Prozent, in neun untersuchten 
Kreisen dieser Bezirke von 72,4 Prozent auf 76 Prozent 
und in der gesamten DDR von 52 Prozent auf 61 Pro­
zent. Die Mitwirkung gesellschaftlicher Ankläger bzw. 
gesellschaftlicher Verteidiger stieg in diesem Zeitraum 
im Bezirk Potsdam von 5,7 Prozent bzw. 3,9 Prozent 
auf 9,4 Prozent bzw. 4,8 Prozent, im Bezirk Karl- 
Marx-Stadt von 4,7 Prozent bzw. 1,2 Prozent auf 5,3 
Prozent* bzw. 1,3 Prozent, in den neun Kreisen von 
7,8 Prozent bzw. 2,4 Prozent auf 14,4 Prozent bzw. 
3,2 Prozent und in der DDR von 5,9 Prozent bzw. 2,5 
Prozent auf 9,3 Prozent bzw. 3,5 Prozent. Die Zahl der 
Bürgschaften erhöhte sich in den beiden Bezirken zwar 
um mehr als das Doppelte; ihr Anteil an den bedingten 
Verurteilungen ist jedoch nicht befriedigend5. Der Um-

2 Die Untersuchung wurde mit Hilfe eines Fragebogens 
geführt, der alle wesentlichen Fragen zur Feststellung der ge­
sellschaftlichen Wirksamkeit der verschiedenen Formen der 
unmittelbaren Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte enthielt. 
Sie erfaßte 245 Verfahren, an denen gesellschaftliche Kräfte 
in irgendeiner Form mitgewirkt hatten. Infolge der unter­
schiedlichen Qualität der Antworten war eine differenziertere 
Auswertung nur bei 123 Verfahren möglich, in denen 112 Kol­
lektivvertreter (davon in zehn Verfahren je zwei), 41 gesell­
schaftliche Ankläger und 25 gesellschaftliche Verteidiger mit­
gewirkt hatten; ferner waren 35 Bürgschaften übernommen 
und 23 Verhandlungen vor erweiterter Öffentlichkeit durch­
geführt worden.
3 Zur Differenziertheit der Bereitschaft der Werktätigen zur 
Mitwirkung seien folgende Zahlen angeführt: Bei den insge­
samt 245 untersuchten Verfahren wirkten in 217 Fällen Ver­
treter der Kollektive mit, die zu 82 Prozent aus den Be­
trieben, zu 12 Prozent aus Wohngebieten und zu sechs Pro­
zent aus sonstigen Bereichen (Schulen. Anglerverband. Frei­
willige Feuerwehr u. ä.) stammten. Ähnlich war das Verhältnis 
bei den gesellschaftlichen Anklägern und Verteidigern, die in 
65 Verfahren auftraten. Sie wurden von Kollektiven beauf­
tragt, die zu 78,4 Prozent in Betrieben, zu 17 Prozent in 
Wohngebieten und z.u 4.6 Prozent in sonstigen Bereichen zu 
finden sind. Noch deutlicher wuiden die Unterschiede bei den 
in 44 Verfahren übernommenen Bürgschaften. Die bürgenden 
Kol'ektive stammten z.u 93,2 Prozent aus Betrieben, nur zu 
2.3 Prozent aus Wohngebieten und zu 4,5 Prozent aus sonstigen 
Bereichen. Die gleichen Tendenzen zeigten sich in den 123 
wegen ihrer relativ starken Beteiligung gesellschaftlicher 
Kräfte ausgewählten Verfahren. Die Kollektive, die durch ihre 
Beauftragten an diesen Verfahren mitwirkten, kamen zu 
etwa 84 Prozent aus dem Arbeitsbereich und zu etwa 16 Pro­
zent aus dem Wohngebiet.
4 vgl. hierzu Zoch, „Die Mitwirkung der gesellschaftlichen
Kräfte in den Wohngebieten im Strafverfahren und bei der 
Erziehung von Rechtsverletzern“, Staat und Recht 1964, Heft 8; 
S. 1399 ff.
6 Vgl. die statistische Information über Arbeitsplatzverpflich­
tung und Bürgschaft in NJ 1964 S. 476.

fang der Verhandlungen vor erweiterter Öffentlichkeit 
stieg im Bezirk Potsdam von 4,2 Prozent auf 7,2 Pro­
zent an, während er im Bezirk Karl-Marx-Stadt von 
10 Prozent auf 7,7 Prozent zurückging, damit aber noch 
über dem DDR-Durchschnitt blieb, der im I. Quartal 
4 Prozent und im II. Quartal 4,8 Prozent betrug.
Damit wurde die anfängliche Enge in der Mitwirkung 
zwar weitgehend — bei gesellschaftlichen Verteidigern 
und der Übernahme von Bürgschaften allerdings mit 
gewissen Einschränkungen auch in quantitativer Hin­
sicht — überwunden, jedoch in der Mehrzahl der Ver­
fahren der notwendige qualitative Umschwung noch 
nicht erreicht. Unklarheiten bestehen noch über das 
Wesen und die Notwendigkeit der Mitwirkung gesell­
schaftlicher Kräfte am Strafverfahren sowie über die 
rationellste Art und Weise ihrer Einbeziehung, also 
über die zweckmäßigsten Formen der Zusammenarbeit 
mit den Kollektiven und gesellschaftlichen Organisa­
tionen6.
Von den insgesamt 245 Verfahren wirkten bei 88,6 Pro­
zent zwar Vertreter der Kollektive mit, jedoch waren 
davon in Wirklichkeit 21 Prozent keine echten Kollek­
tivvertreter im Sinne des Rechtspflegeerlasses, weil sie 
entweder von keinem Kollektiv beauftragt waren oder 
faktisch nur zur Person des Angeklagten Stellung nah­
men, damit als Leumundszeugen alten Stils auftraten 
und von den Gerichten auch häufig als solche behan­
delt wurden. In den 123 Strafverfahren mit unter­
schiedlichen Formen der Mitwirkung zeigte sich, daß 
dem Auftreten der Beauftragten der Kollektive (Kol­
lektivvertreter, gesellschaftliche Ankläger oder Ver­
teidiger) häufig keine Auseinandersetzung im gesam­
ten Kollektiv vorausgegangen war. In einer Anzahl 
von Verfahren wirkten gesellschaftliche Ankläger oder 
Verteidiger im Aufträge staatlicher Leitungen, z. B. ein­
zelner betrieblicher oder örtlicher staatlicher Leiter 
oder Funktionäre, mit. Die relativ geringe Zahl der 
Bürgschaften7, ihre vielfach ungenügende inhaltliche 
Ausgestaltung, die mangelhafte Kontrolle über die Ver­
wirklichung der in ihnen enthaltenen Verpflichtungen 
und das in den meisten Verfahren festzustellende 
Nichtbegreifen der Bedeutung der Zusammenarbeit 
mit den Beauftragten der Kollektive nach der Beendi­
gung des Strafverfahrens sind ein beredter Ausdruck 
für die noch vorhandenen Unklarheiten.

Zur Mitwirkung des Vertreters des Kollektivs
Die Mitwirkung des Kollektivvertreters ist gesetzlich 
vorgeschrieben, dient der allseitigen Aufklärung der 
Straftat, der Beurteilung der Persönlichkeit des Täters 
in ihren gesellschaftlichen Zusammenhängen und der 
Verbindung der gesellschaftlichen Kräfte mit den 
staatlichen Organen der Strafrechtspflege.
Problematisch ist, welche Personengruppen als Kollek­
tive im Sinne des Rechtspflegeerlasses anzusehen sind8. 
Zunächst ist davon auszugehen, daß der vom Gesetz­
geber verwendete Begriff des Kollektivs nicht den von 
der Sozialpsychologie herausgearbeiteten strengen Kri-

6 Vgl. hierzu Funk, „Für eine stärkere Wirksamkeit der Stra­
fen ohne Freiheitsentzug!“, NJ 1964 S. 705 ff., und „Gemeinsame 
Beratung des Obersten Gerichts und des Generalstaatsanwalts 
der DDR“, NJ 1964 S. 708 ff.
7 Der Anteil der Bürgschaften an den bedingten Verurteilungen 
betrug beispielsweise in den Monaten Mai und Juni 1964 im 
Bezirk Potsdam nur 11,2 Prozent bzw. 20,9 Prozent, im Bezirk 
Karl-Marx-Stadt 11.2 Prozent bzw. 17.4 Prozent und vergleichs­
weise in der DDR 14 Prozent bzw. 17 Prozent.
8 im Hinblick auf die Tätigkeit gesellschaftlicher Ankläger und 
Verteidiger beschäftigten sich mit den an die beauftragenden 
Kollektive zu stellenden Anforderungen u. a. Lübchen Nau- 
mann/Oehmke, „Erste Erfahrungen über das Auftreten gesell­
schaftlicher Ankläger und Verteidiger“, NJ 1963 S. 625 f.; Beyer/ 
Herrmann, „Die Mitwirkung von Vertretern der Kollektive 
der Werktätigen sotvie von gesellschaftlichen Anklägern und 
Verteidigern“, NJ 1963 S. 649; Schlegel, „Ziel und Inhalt der 
Mitwirkung gesellschaftlicher Ankläger und Verteidiger“. NJ 
1964 S. 524; Naumann. „Die gesellschaftlichen Ankläger und Ver­
teidiger im sowjetischen Strafprozeß“, NJ 1964 S, 119.
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